
Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses der 

Gemeinde Rosendahl am 26.08.2020 
 
Unterlagen zu Tagesordnungspunkt 7 (öffentliche Sitzung) 

 

Sitzungsvorlage Nr. IX/879 

 

Aufstellung der Innenbereichssastzung „Bahnhof Holtwick“ im Ortsteil Holtwick 
gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 Baugesetzbuch  
 
Nachträglich vorgelegte Stellungnahme, die Bedenken oder Anregungen beinhaltet mit 
Beschlussvorschlag:  
 
-  Einwender, Schreiben vom 24.08.2020   
 
Nachträglich vorgelegte Stellungnahmen, die keine Bedenken oder Anregungen beinhalten: 
 
-  Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Schreiben vom 20.08.2020 
-  Landesbetrieb Wald und Holz, Regionalforstamt Münsterland, Schreiben vom  
  20.08.2020 
-  HWK Münster, Schreiben vom 24.08.2020 
  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Den in den Anlagen I bis IV beigefügten Beschlussvorschlägen wird zugestimmt.  
 
Dem vorgelegten Beschlussvorschlag zur Stellungnahme eines Einwenders vom 
24.08.2020 wird zugestimmt. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die in Anlage V aufgeführten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange keine Anregungen und Bedenken vorgetragen haben. Es wird 
zur Kenntnis genommen, dass die nachträglich vorgelegten Stellungnahmen keine 
Anregungen und Bedenken beinhalten.  
 
Der als Anlage VI zur Sitzungsvorlage Nr. IX/879 beigefügte Plan mit Begründung zur 

Aufstellung der Innenbereichssatzung „Bahnhof Holtwick“ im Ortsteil Holtwick wird als 

Satzung beschlossen. 

 





Beschlussvorschlag zur Stellungnahme eines Einwenders vom 24.08.2020 bzgl. der 
Aufstellung der Innenbereichssatzung „Bahnhof Holtwick“ im Ortsteil Holtwick  
 
 
Der Anregung, weitere Teile des Heidbrinks in die Satzung mit einzubeziehen, wird nicht 
gefolgt.  
Die Abgrenzung des Satzungsbereiches richtet sich nach den Vorgaben des § 34 
Baugesetzbuch (BauGB). Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Satzung gem. § 34 
Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB. In dieser können einzelne Außenbereichsflächen in die im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile einbezogen werden, wenn die einbezogenen Flächen 
durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereiches entsprechend geprägt sind. Diese 
bauliche Prägung ist durch die bestehende Bebauung innerhalb des Satzungsbereiches 
gegeben. Westlich daran anschließend befinden sich jedoch zunächst Freiflächen ohne 
bauliche Prägung, sodass eine Ausweitung des Satzungsbereiches hier nicht möglich ist. 

Eine bauliche Verdichtung der angesprochenen Flächen setzt eine qualifizierte 
Bauleitplanung (Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung eines Bebauungsplanes) 
der Gemeinde voraus, die jedoch nicht Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist.  

 

 
 








